
sei den Damen und Herren mit auf 
den Weg gegeben: «Der unzufriede-
ne Mensch findet keinen bequemen 
Stuhl.» (Benjamin Franklin)

Stefan Liebigt,
Steinegerta 4, Schaan

Neue Studie
Mehr Netto vom 
Brutto und die Kür-
zung bei der AHV
Warum hat die Regierung Geld für 
eine Studie ausgegeben, wenn der 
Gesellschaftsminister doch schon 
vorher wusste, dass der 
liechtensteinischen Bevölkerung 
nach Abzug der Steuern und allen 
anderen Abgaben mehr Geld bleibt 
als der schweizerischen? Er wollte 
es eben «schwarz auf weiss haben», 
steht im «Volksblatt». Wie man der-
selben Zeitung vom 21. Januar wei-
ter entnehmen kann, ist es nicht Pe-
drazzinis Intention, deswegen die 
Steuern zu erhöhen. «Damit es aber 
nicht zu Steuererhöhungen komme, 

müsse mit den Staatsgeldern sorg-
fältig umgegangen werden.» Im 
Klartext: Sollten weitere Sparmass-
nahmen nicht geschluckt werden, 
könnte eine Steuererhöhung dro-
hen. Im gleichen Artikel steht auch, 
dass höhere Tarife – etwa im Ge-
sundheits- und im Sozialwesen – 
sich nun nicht mehr mit der Argu-
mentation rechtfertigen lassen, dass 
die Lebenshaltungskosten hierzu-
lande höher als in der Schweiz sei-
en. Heisst das nun, dass die Bahn 
frei ist für weitere Belastungen oder 
dass weitere Tarife, wie im Beispiel 
der Physiotherapeutinnen, gesenkt 
werden? Der Erbprinz hat in seiner 
Landtagseröffnungsrede ebenfalls 
Sparmassnahmen angetönt. Kann 
es sein, dass die Regierung die Fol-
gen der vergangenen Sparmassnah-
men der letzten Jahre jetzt damit 
rechtfertigen will, dass es uns ja im-
mer noch viel besser geht als allen 
anderen rundherum?
Die Absicht der Studie ist klar, die 
Bevölkerung soll erfahren, wie gut 
es ihr geht und sie wird so auf neue 
Sparmassnahmen, nämlich auf die 
Kürzung des Staatsbeitrags an die 

AHV, vorbereitet. Es ist wohl kaum 
ein Zufall, dass die Studie, genau 
bevor die AHV-Vorlage im Landtag 
zur Behandlung ansteht, der Öffent-
lichkeit präsentiert wird. Der Staat 
übernimmt mit der geplanten Kür-
zung von 60 auf 20 Millionen zu 
wenig Verantwortung für seine sozi-
ale Institution AHV und für die feh-
lenden 40 Millionen müssten in Zu-
kunft die Einwohnerinnen und Ein-
wohner aufkommen. 
Dann wäre eine Steuererhöhung je-
denfalls gerechter, weil sie einkom-
mensabhängig ist. Die Gering- und 
Teilzeitverdienenden haben mit der 
Erhöhung der Krankenkassenprämie 
bereits eine drastische Einbusse ih-
res Einkommens erfahren. Es traf 
sie ungleich stärker als die Besser-
verdienenden. Auch der untere Mit-
telstand, der nicht von Mietbeihil-
fen, Prämienverbilligungen etc. pro-
fitiert, musste durch das neue KVG 
tief in die Taschen greifen. Höhere 
Sozialabgaben bei gleichbleibenden 
Löhnen schmerzen aber fast alle.
Übrigens, das «Mehr Netto vom 
Brutto» nützt Familien und Perso-
nen am Rande des Existenzmini-

mums wenig, und diese jammern 
mit Sicherheit nicht auf hohem Ni-
veau.

Helen Marxer,
Floraweg 19, Vaduz

In eigener Sache
Hinweis zu Leser-
briefen und Foren
Da auch unsere Rubrik «Leserbrie-
fe» einer Planung bedarf, bitten wir 
unsere Leser, sich möglichst kurz 
zu halten und als Limite eine maxi-
male Anzahl von 2500 Zeichen (in-
klusive Leerzeichen) zu respektie-
ren. Die Redaktion behält es sich in 
jedem Fall vor, Zuschriften nicht zu 
publizieren und kann darüber keine 
Korrespondenz führen. Wir bitten 
darum, uns die Leserbriefe – inklu-
sive der vollen Anschrift des Unter-
zeichners – bis spätestens 16 Uhr zu-
kommen zu lassen. Für die Rubrik 
«Forum» gilt, die 3000-Zeichen-
Marke nicht zu überschreiten.

redaktion@volksblatt.li
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